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Satzung des Vereins „deutzkultur“ 
 
(Zuletzt geändert am 27.11.2008 durch Beschluss des Vorstands gemäß § 15 Abs. 4 der Satzung) 

 

 

 
Präambel 

 

Am heutigen Tag konstituiert sich der Verein deutzkultur. Entstanden als ein Zusammenschluss von kultur-

schaffenden und kulturinteressierten Deutzer Bürgerinnen und Bürgern, verfolgt der Verein das Ziel, ein 

möglichst breites Spektrum an kulturellen Aktivitäten für alle Menschen in Deutz erlebbar zu machen. 

 

In dem Bestreben, den kulturellen Facettenreichtum des Stadtteils zu entdecken und darzustellen, sollen 

möglichst viele gesellschaftlich relevante Einrichtungen, wie Schulen, Kirchen, Bürgerzentren, Vereine usw. 

in die Umsetzung der Aktivitäten mit einbezogen werden. 
 

Darüber hinaus sieht sich deutzkultur als Kulturnetzwerk, das den Kontakt zwischen Kulturschaffenden in 

Deutz fördern und so gegenseitige Unterstützung ermöglichen soll. 

 

Der Verein deutzkultur versteht sich unabhängig von parteipolitischen, konfessionellen und wirtschaftli-

chen Interessen Dritter. Er strebt mittelfristig an, sich mit ähnlichen Initiativen und Vereinen aus anderen 

Stadtteilen zu vernetzen und dabei gegebenenfalls auch projektorientierte Kooperationen einzugehen. 

 

 

 
§ 1  Name und Sitz des Vereins 

 

1. Der Verein führt den Namen „deutzkultur“. 

Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt danach den Namen „deutzkultur e.V.“ 

 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Köln. 

 

 

 

§ 2  Gemeinnützigkeit, Zweck, Aufgaben 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

 

2. Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur auf lokaler Ebene. 

 

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Durchführung von Veranstaltungen in 

Köln-Deutz und Umgebung, bei denen lokalen und überregionalen Künstlerinnen und Künstlern und 

anderen Kulturschaffenden die Möglichkeit geboten wird, sich einem Publikum zu präsentieren und 

sich mit diesem kommunikativ auszutauschen. In diese Veranstaltungen sollen lokale Einrichtungen im 
Stadtteil Deutz, wie z.B. Schulen, Vereine, Kirchen usw. regelmäßig mit eingebunden werden. Ein wei-

teres Ziel des Vereins ist es, Netzwerke zwischen Kulturschaffenden zu etablieren, um auch auf dieser 

Ebene einen regen Austausch zu ermöglichen. 

 

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder er-

halten in ihrer Eigenschaft als Mitglied keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Per-
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son durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Ver-

gütungen begünstigt werden. 

 

 

 

§ 3  Erwerb der Mitgliedschaft 

 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. 

 

2. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an den Vor-
stand zu richten ist. Bei beschränkt Geschäftsfähigen, insbesondere Minderjährigen, ist der Antrag 

auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Dieser verpflichtet sich damit gleichzeitig ge-

samtschuldnerisch zur Zahlung der Mitgliedsbeiträge, des Aufnahmebeitrags und sonstiger Geldforde-

rungen des Vereins. 

 

3. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Er teilt dem Antragsteller 

die Aufnahme oder die Ablehnung seines Antrags schriftlich, per Brief oder E-Mail, mit. 

 

 

 
§ 4  Beendigung der Mitgliedschaft 

 

1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, bei juristischen Personen mit deren Erlöschen, Ausschluss, Strei-

chung von der Mitgliederliste oder durch Austritt aus dem Verein. 

 

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Bei beschränkt Geschäftsfä-

higen ist die Austrittserklärung auch von dem gesetzlichen Vertreter zu unterzeichnen. Der Austritt 

kann nur zum Ende eines Geschäftsjahrs erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von drei Monaten 

einzuhalten ist. 

 
3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es 

trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrags oder von Umlagen im 

Rückstand ist. Der Beschluss des Vorstands über die Streichung muss dem Mitglied mitgeteilt werden. 

Gegen den Beschluss ist kein Rechtsmittel gegeben. 

 

4. Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, kann es durch Be-

schluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor Beschlussfassung des Vorstands 

muss dem Mitglied Gehör gewährt werden. Der Beschluss des Vorstands ist dem Mitglied schriftlich 

begründet mitzuteilen. Gegen den Beschluss kann das Mitglied Berufung an die Mitgliederversamm-

lung binnen einem Monat nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand einlegen. Die nächste stattfin-
dende Mitgliederversammlung entscheidet sodann abschließend über den Ausschluss. Bis dahin ruhen 

sämtliche Rechte und Ehrenämter des vom Vorstand ausgeschlossenen Mitglieds. 

 

 

 

§ 5  Aufnahmebeitrag, Mitgliedsbeitrag, Umlagen 

 

1. Bei der Aufnahme in den Verein ist eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Des Weiteren werden von den 

Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben. Zur Finanzierung besonderer Vorhaben oder zur Beseitigung fi-
nanzieller Schwierigkeiten des Vereins können Umlagen erhoben werden. 

 

2. Höhe und Fälligkeit von Aufnahmegebühren, Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der Mitglie-

derversammlung festgesetzt. 
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3. Ehrenmitglieder haben alle Mitgliedschaftsrechte; sie sind von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen 

und Umlagen befreit. 

 

4. Der Vorstand kann in Einzelfällen Gebühren, Beiträge und Umlagen ganz oder teilweise erlassen oder 

stunden. 

 

 

 

§ 6  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
1. Die Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen der jeweils verfügbaren Kapazitäten an den Veranstaltun-

gen des Vereins teilzunehmen, gegebenenfalls gegen Zahlung eines Kostenbeitrags, der für die jeweili-

ge Veranstaltung vom Vorstand festzusetzen ist. 

 

2. Die Mitglieder haben im Rahmen ihrer Betätigung im Verein die erlassenen Ordnungsvorschriften zu 

beachten sowie die Förderungspflicht, sich für das gemeinsame Ziel und den Zweck des Vereins einzu-

setzen. 

 

 

 
§ 7  Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 

 

 

§ 8  Mitgliederversammlung 

 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes volljährige Mitglied und jede juristische Person jeweils eine 

Stimme. Eine Ausübung des Stimmrechts durch einen Dritten ist ausgeschlossen. 
 

2. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

 

a) Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands 

 

b) Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer 

 

c) Entlastung des Vorstands 

 

d) Festsetzung der Höhe und Fälligkeit der Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge und Umlagen 
 

e) Wahl und Abwahl des Vorstands 

 

f) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins 

 

g) Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands 

 

h) Wahl der Kassenprüfer 
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§ 9  Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Sie wird vom Vorstand unter Ein-

haltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 

beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben 

gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt 

gegebene postalische oder E-Mail-Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand unter Be-

rücksichtigung aller zum Zeitpunkt der Einladung bereits vorliegender Anträge fest. 

 

2. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer Mitgliederversammlung beim Vorstand 
schriftlich eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen, worauf der Versammlungsleiter zu Beginn 

der Mitgliederversammlung über die beantragte Ergänzung abstimmen lässt. Über die Aufnahme die-

ses Antrags in die Tagesordnung entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit. Sat-

zungsänderungen sowie Anträge zur Abwahl des Vorstands müssen den Mitgliedern mit dem Einla-

dungsschreiben zur Mitgliederversammlung schriftlich bekannt gegeben werden; ansonsten sind sie 

unzulässig. 

 

 

 

§ 10  Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Sie muss einberu-

fen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens einem 

Fünftel der Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für 

die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die Vorschriften für die ordentliche Mitgliederver-

sammlung entsprechend. 

 

 

 

§ 11  Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden 

oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so bestimmt die 

Versammlung den Versammlungsleiter. Steht der Versammlungsleiter zur Wahl eines Amtes an, so ist 

für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion die Versammlungsleitung an einen 

Wahlleiter zu übertragen, der von der Versammlung zu wählen ist. 

 

2. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss geheim durchge-

führt werden, wenn ein erschienenes stimmberechtigtes Mitglied dies beantragt. 

 
3. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. 

 

4. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschluss-

fähig. 

 

5. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen gelten immer als ungültige Stimmen und bleiben für das Ab-

stimmungsergebnis außer Betracht. Entscheidend sind nur Ja- und Nein-Stimmen. Bei Stimmgleichheit 

gilt ein Antrag als abgelehnt. 
 

Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von mindestens drei Vierteln der abgegebenen gültigen 

Stimmen erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins erfordert nach § 33 BGB die Zustimmung 

aller Mitglieder, die Auflösung des Vereins erfordert eine Mehrheit von mindestens vier Fünfteln der 

abgegebenen gültigen Stimmen. 
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6. Bei Wahlen ist derjenige gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten 

hat. Wenn von mehreren Kandidaten niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 

erhält, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten haben, eine 

Stichwahl statt, wobei dann derjenige gewählt ist, der mehr Stimmen als der Gegenkandidat erhalten 

hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

 

7. Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand und den Mitgliedern gestellt werden. An-

träge von Mitgliedern bedürfen der Schriftform und sind an den Vorstand zu senden. 

 
 

8. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen 

Schriftführer und vom Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. Bei Satzungsänderungen ist der ge-

naue Wortlaut zu protokollieren. 

 

 

 

§ 12  Der Vorstand 

 

1. Wird eine Frau in ein Vorstandsamt gewählt, so führt sie die weibliche Form der jeweiligen Amtsbe-
zeichnung. 

 

2. Der Gesamtvorstand des Vereins besteht aus dem 1. Vorsitzenden, dem 2. Vorsitzenden, dem Schatz-

meister und einem Programmreferenten. 

 

3. Der geschäftsführende Vorstand des Vereins im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem 1. Vorsitzenden 

und dem 2. Vorsitzenden, die den Verein jeweils einzeln gerichtlich und außergerichtlich vertreten. 

 

 

 
§ 13  Zuständigkeit des Vorstands 

 

1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung ei-

nem anderen Organ übertragen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 

a) Vorbereitung, Einberufung und Leitung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tages-

ordnung; 

 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

 
c) Ordnungsgemäße Buchführung, Erstellung der Jahresberichte; 

 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern; 

 

e) Beschlussfassung über die Streichung von Mitgliedern aus der Mitgliederliste (§ 4, Ziff. 3.); 

 

f) Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern (§ 4, Ziff. 4). 

 

2. Der Vorstand hat das Recht, eine Ehrenordnung zu beschließen und Ehrungen vorzunehmen. 
 

3. Zur Unterstützung der Vereinsarbeit kann der Vorstand Beiräte einrichten. 
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§ 14  Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren gewählt. Er bleibt je-

doch bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Eine Wiederwahl ist zulässig. Jedes Vorstandsmitglied ist 

einzeln zu wählen. Vorstandsmitglieder können nur natürliche Personen werden, die Mitglied des Ver-

eins sind. Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. 

Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand während seiner Amtszeit aus, so wählt der verbliebe-

ne Vorstand für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen den sogleich beim Amtsgericht anzumel-

denden kommissarischen Nachfolger. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist un-

zulässig.  
 

2. Soll ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtsdauer abgewählt werden, so erfordert dies eine Mehr-

heit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen in der Mitgliederversammlung. 

Nach einer Abwahl hat die Mitgliederversammlung sogleich einen Nachfolger zu wählen. 

 

 

 

§ 15  Sitzung und Beschlüsse des Vorstands 

 

1. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Vorstandssitzung, die vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung vom 2. Vorsitzenden, einberufen und geleitet wird. Eine Einberufungsfrist von einer Woche 

soll eingehalten werden. Eine Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die Einberufung 

kann schriftlich oder mündlich erfolgen. 

 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter der 1. Vorsit-

zende oder der 2. Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Bei ihren Bera-

tungen sind die Vorstandsmitglieder gehalten, sich um Konsens zu bemühen. 

 

3. Der Vorstand kann im schriftlichen oder fernmündlichen Verfahren beschließen, wenn alle Vorstands-
mitglieder damit einverstanden sind. 

 

4. Stehen der Eintragung im Vereinsregister oder der Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch das zu-

ständige Finanzamt bestimmte Satzungsinhalte entgegen, ist der Vorstand berechtigt, entsprechende 

Änderungen eigenständig durchzuführen. 

 

5. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu dokumentieren. 

 

 

 

§ 16  Die Kassenprüfer 

 

Zwei Kassenprüfer sind von der Mitgliederversammlung für jeweils ein Jahr zu wählen. Diese haben die 

Aufgabe, das jeweils zurückliegende Geschäftsjahr des Vereins buchhalterisch zu prüfen, wobei den Kas-

senprüfern zur Prüfung sämtliche Unterlagen des Vereins, Rechnungen, Bankauszüge und dergleichen zur 

Verfügung zu stellen sind. Die Kassenprüfung soll spätestens einen Monat vor der Mitgliederversammlung 

abgeschlossen sein. 

 

 
 

§ 17  Auflösung des Vereins 

 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von vier Fünf-

teln der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden. 



 - 7 -

 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsit-

zende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins 

an die SK Stiftung Kultur der Sparkasse KölnBonn, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnüt-

zige Zwecke zu verwenden hat. Dies gilt entsprechend, wenn der Verein aus einem anderen Grund auf-

gelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.  

 

 
 

Köln, den 24. Oktober 2008 

 

 

 

 


